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Welche Zeitenwende
soll es werden?
V O N G E O R G R Ü T E R

Die „Zeitenwende“ – sie war das wohl
wichtigste Wort in der Sonderdebatte des
Deutschen Bundestages am 27. Februar
2022. Aber: War der „wirkliche“ Aufbruch
nicht schon im Advent 2021 ausgerufen
worden? Damals war doch von einigen
Politikern ein Papier vorgestellt worden,
welches als Prospekt für das große „Mehr
Fortschritt wagen“ gelesen werden konnte.
Neben den hinlänglich bekannten Chiffren
Klimaschutz und Digitalisierung ging es
um ganz neue Dimensionen der Machbar-
keit und Veränderung unserer Gesell-
schaft. Der selbst ernannte „Homo Deus“
wagte sich in Sphären vor, die bisher als
Schicksal, ja buchstäblich als Gott gegeben
hingenommen worden waren. Cannabis-
Konsum ab 16 kann noch als Auswuchs
der Spät-Achtundsechziger eingestuft
werden - ernster wird es bei Debatten um
den § 218, für die § 219a einen wohlfeilen
Einstieg bot. Ganz große Schritte sollen
getan werden mit der freien Wahl des Ge-
schlechts ab 14 Jahren und der Unterstüt-
zung bei der vorzeitigen Beendigung des
Lebens durch Suizid-Assistenz. Der zag-
hafte Beobachter konnte skeptisch, ja
ängstlich werden, ob dieser Machbarkeits-
fantasien.
Die Selbstüberhöhung kontrastiert in ver-
unsichernder Weise zur subjektiv empfun-
denen Verletzlichkeit, die schon bei kleins-
ten Befindlichkeitsstörungen sensibel re-
agiert und nach Hilfsmaßnahmen ruft. Im
Schutz der Friedensdividende wurde seit
Jahrzehnten der Haushaltstitel „Sozial-
politik“ inhaltlich und finanziell großzügig
bedient. Ein Teil der Lasten wird oft nur
als solche wahrgenommen: Vermeintliche
Unzumutbarkeiten oder Härten werden
formuliert, wohlfeile Hilfe blitzschnell er-
sonnen und dann im kleinteiligen Rege-
lungsehrgeiz Linderung anerboten. Die
Fragmentierung von Informationen in den
Social-Media-Echokammern befördert
meist die Wahrnehmung von vermeint-
lichen Belastungen, beschleunigt die Em-
pörung der sich betroffen Fühlenden und
eröffnet zugleich Entlastungsofferten, de-
ren Kehrseite, insbesondere die Finanzie-
rung, geschickt vorenthalten werden kann.
Und: Die bisher grenzenlos expansive So-
zialpolitik konnte nur umgesetzt werden,
weil wir andere Verwendungszwecke öf-
fentlicher Haushalte vernachlässigten.
Ganze 11 Prozent geben wir noch für In-
vestitionen aus, und so nimmt es nicht
Wunder, dass lautlos die Substanz unserer
Infrastruktur verzehrt wurde. Große He-
rausforderungen wie die Corona-Pande-
mie, der Krieg in der Ukraine oder die Be-
wältigung des Klimawandels laden nun
schnell ein, die Grundsätze solider Haus-
haltspolitik umfassend auszusetzen. Dann
werden auch noch beschönigende Bezeich-
nungen wie „Sondervermögen“ für große
Schuldenberge verwendet. Deshalb: Sind
wir tatsächlich in der Lage eine Zeiten-
wende einzuleiten? Ganz konkret: Werden
wir jeden Tag eine halbe Stunde länger
arbeiten, auf einen Urlaubstag verzichten
oder ein Jahr später in Rente gehen? Oder
schließen wir uns dem Berliner Volksent-
scheid zur Erprobung eines bedingungs-
losen Grundeinkommens an, um vor dem
volkswirtschaftlichen Abstieg noch den
Gipfel der Obszönität zu erklimmen?
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